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Satzung über die Erhebung von Beiträgen  

für die Schmutzwasserbeseitigung 
in der Ortslage Zarrendorf, Gemeinde Zarrendorf 

 (Schmutzwasserbeitragssatzung)  
 
 

 
Auf Grund des §§ 5 und 15 der Kommunalverfassung fü r das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. Juni 2004 (GVOBl. M-V S. 205), zuletzt  geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 (GVOBl. M-V S.68 7,719) sowie 
der §§ 1, 2, 7, 9 und 17 des Kommunalabgabengesetze s Mecklen-
burg-Vorpommern (KAG M-V) vom 1. Juni 1993 (GVOBl. M-V S. 522, 
916), in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Apr il 2005 
(GVOBl. M-V S.146) wird nach Beschlussfassung durch  die Gemein-
devertretung der Gemeinde Zarrendorf vom 31.01.2012  folgende 
Satzung erlassen: 
 
 
 
 

§ 1 
Anschlussbeitrag 

 
 
(1)  Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung zur  Dek- 

kung des Aufwandes für die Anschaffung, Herstellung  und Er-
neuerung der notwendigen öffentlichen Einrichtungen  zur 
leitungsgebundenen Abwasserentsorgung (Schmutzwasse r) einen 
Anschlussbeitrag (auch Kanalbaubeitrag oder Abwasse rbeitrag 
genannt). 

 
(2)  Zu dem Aufwand, der durch Anschlussbeiträge gedeckt  wird,  

gehört der Aufwand für den Erwerb, die Anschaffung,  Her-
stellung und Erneuerung  
 
a)  von Klärwerken, Hauptsammlern, Druckleitungen, Pump wer-

ken, Klärteichen, Rückhaltebecken, Druckentwässerun gs-
anlagen, 

b)  von Schmutzwasserstraßenkanälen, 
c)  von jeweils einem Anschlusskanal zu den einzelnen 

Grundstücken, 
d)  Nebeneinrichtungen, nicht  jedoch für die auf dem Grund-

stück herzustellenden Abwasseranlagen (z. B. Anschl uss-
leitung, Reinigungsschacht, Hebeanlage). 

 
(3)  Zum beitragsfähigen Aufwand gehört nicht der Aufwan d, der  

durch Leistungen und Zuschüsse Dritter gedeckt wird , sowie 
die Kosten für die laufende Unterhaltung der Einric htung 
und Anteile an den allgemeinen Verwaltungskosten. 

 
(4) Kostenerstattung für zusätzliche Grundstücksans chlüsse. 
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§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht  

 
 
(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an  die  

öffentliche Einrichtung zur zentralen Schmutzwasser beseiti-
gung angeschlossen werden können und 
 
a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung f estge- 
   setzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich gen utzt 
   werden können, 
b) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung n icht  
   festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrsauffa ssung 

    Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwick- 
    lung der Gemeinde zur Bebauung oder gewerbliche n  

   Nutzung anstehen, 
c) wenn sie bebaut sind. 
 

(2)  Wird ein Grundstück an die Schmutzwasseranlage tats äch- 
lich angeschlossen, so unterliegt es der Beitragspf licht 
auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nich t vor-
liegen. 
 

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlic h das  
Grundstück im grundbuchrechtlichen Sinne. Mehrere s elbstän-
dig nicht baulich oder gewerblich nutzbare Grundstü cke gel-
ten als ein Grundstück, wenn die Eigentümer identis ch sind 
und die Grundstücke nur in ihrer Gesamtheit baulich  oder 
gewerblich nutzbar sind. 

 
 
 
 

§ 3 
Entstehung der Beitragspflicht 

 
 
Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück  an die öf-
fentliche Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbe seitigung an-
geschlossen werden kann, frühestens jedoch mit Inkr afttreten der 
Satzung.  
 
 
 
 

§ 4 
Beitragsmaßstab  

 
 
(1)  Der Schmutzwasserbeitrag wird für die bevorteilte G rund-  

stücksfläche unter Berücksichtigung der Art und des  Maßes 
der Bebaubarkeit des Grundstückes errechnet .  
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(2)  Als Grundstücksfläche gilt: 
 

  a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauun gsplanes 
  (B-Plan) liegen, die gesamte im Plangebiet liegen de Flä- 

che, wenn für das Grundstück eine bauliche oder ge-  
werbliche Nutzung festgesetzt ist, 

b)  bei Grundstücken nach Buchstabe a), die über die Gr enzen 
des B-Planes hinausreichen, auch die Fläche außerha lb 
des Plangebietes, soweit diese Fläche baulich oder ge-
werblich genutzt werden kann, 

c)  bei Grundstücken, für die kein B-Plan besteht und d ie 
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles  (§ 
34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes , 
höchstens jedoch die Fläche zwischen der der Straße  zu-
gewandten Grundstücksgrenze und einer im Abstand vo n 50 
m dazu verlaufenden Parallele.  Liegt das Grundstüc k an 
mehreren Straßen, so ist die Tiefenbegrenzung von j eder 
einer Straße zugewandten Grundstücksseite über die ge-
samte Grundstücksbreite anzusetzen, 

d)  reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über d ie 
sich nach Buchstabe c) ergebende Grenze hinaus, so ist 
die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hinte re 
Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird. Die hin tere 
Grenze der baulichen Nutzung wird durch eine über d ie 
gesamte Grundstücksbreite verlaufende Parallele bez eich-
net, welche die von der der Straße zugewandten Grun d-
stücksseite am weitesten entfernte Gebäudegrenze ta n-
giert, 

e)  bei Grundstücken, die nicht an eine Straße angrenze n o-
der nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg o der 
durch Wegerecht über dritte Grundstücke mit einer S traße 
verbunden sind (Hinterliegergrundstücke), die Fläch e 
zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseit e und 
einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Paralle len, 

f)  bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Abru n-
dungssatzung oder einer Außenbereichssatzung ( § 34  Abs. 
4; § 35 Abs. 6 BauGB ) liegen, geht in den Randlage n des 
von der Abrundungssatzung oder Außenbereichssatzung  um-
fassten Gebietes die dort festgelegte Grenze des im  Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles der Tiefenbegrenzung sli-
nie nach Buchstabe c) vor. Buchstabe d) gilt entspr e-
chend, 

g)  bei Camping- und Zeltplätzen die gesamte für diesen  
Zweck genutzte Grundstücksfläche, 

h)  bei Grundstücken, bei denen im B-Plan eine sonstige  Nut-
zung (z.B. als Friedhof, Sportplatz, Grünfläche)  f est-
gesetzt ist oder die im unbeplanten Innenbereich (§  34 
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläc he 
der an die Einrichtung zur Schmutzwasserbeseitigung  an-
schließbaren Gebäude geteilt durch die Grundflächen zahl 
0,2. Berücksichtigt wird höchstens die tatsächliche  
Grundstücksgröße. Die unter Berücksichtigung des Ma ßes 
der Nutzung nach Abs. 3 ermittelte Fläche wird den be-
treffenden Gebäuden dergestalt zugeordnet, dass ihr e 
Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwä nden 
der angeschlossenen oder anschließbaren Gebäude ver lau-
fen. Bei Überschreitung der Grundstücksgrenze durch  die-
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se Zuordnung erfolgt eine gleichmäßige Flächenergän zung 
auf dem Grundstück, 

i)  bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 Bau GB) 
die Grundfläche der an die Einrichtung zur Schmutzw as-
serbeseitigung angeschlossenen Gebäude geteilt durc h die 
Grundflächenzahl 0,2, höchstens jedoch die tatsächl iche 
Grundstücksgröße. Die Regelungen zu Buchstabe h) Sä tze 3 
und 4 gelten entsprechend. 

 
(3)  Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maß es der Nut- 

zung wird die Fläche nach Abs. 2 mit einem Vom- Hun dert- 
Satz wie folgt bewertet: 

 
 a) bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss    25 % 
 b) bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen   40 % 

c) bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen   55 % 
 d) bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen   70 % 
 e) bei einer Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen   85 % 

 
(4)  Als Zahl der Vollgeschosse gilt: 
 

a) soweit ein B-Plan besteht, die hier festgesetzte  höchst- 
   zulässige Zahl der Vollgeschosse, 
b) soweit kein B-Plan besteht oder in einem B-Plan die Zahl 
   der Vollgeschosse nicht bestimmt ist: 
 - bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächli chen 
   vorhandenen Vollgeschosse, 
 - bei genehmigten Vorhaben die Zahl der genehmigte n 
   Vollgeschosse, 
 - bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der nä-     
   heren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgesch osse 
c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen (außer T iefgara- 
   gen oder mehrgeschossige Parkhäuser) oder Stellp lätze  
   errichtet werden dürfen, sowie bei Grundstücken,  für die  
   im B-Plan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die 
   außerhalb von B-Plan Gebieten tatsächlich so gen utzt 
   werden (z. B. Camping- und Zeltplatzgrundstücke,  Sport- 
   und Festplätze, Schwimmbäder oder Friedhöfe) die  Zahl  
   von einem Vollgeschoss, sofern nicht im Einzelfa ll eine 
   größere Geschosszahl festgestellt werden kann, 
d)  bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude beba ut 

sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossig beh an-
delt. 

 
(5) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nac h den Vor-  

schriften der Landesbauordnung Mecklenburg -  Vorpommern            
Vollgeschosse sind.  

 
 

 
 
 
 
 

§ 5 
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Beitragssatz  

 
 
Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlich en Einrich-
tung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung beträgt   
 

9,28   EUR / BE  
 

bevorteilter Grundstücksfläche. 
 
 
 
 

§ 6 
Beitragsschuldner 

 
(1)  Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekannt gabe 

des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes oder zur 
Nutzung des Grundstückes dinglich Berechtigter ist.  Bei ei-
nem erbbaubelasteten Grundstück ist der Erbbauberec htigte 
an Stelle des Eigentümers Beitragsschuldner. Ist da s Grund-
stück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artik el 233 § 
4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbu ch be-
lastet, so ist der Inhaber dieses Rechtes anstelle des Ei-
gentümers beitragspflichtig. 

 
(2)  Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldne r. Bei  

Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohn ungs-  
oder Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen tumsan- 
teil beitragspflichtig. 

 
(3)  Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund stück 

bzw. auf dem Erbbaurecht oder sonstigen dinglichen Nut-
zungsrecht oder auf dem Wohnungs- oder Teileigentum . 

  
 
 
 
 

§ 7 
Vorausleistung  

 
 
Sobald mit der Durchführung einer Maßnahme begonnen  wurde, kann 
die Gemeinde  Vorausleistungen in Höhe von 80 % auf die voraus-
sichtliche Beitragsschuld verlangen. Eine Vorauslei stung ist mit 
der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen. Die g ezahlten Vor-
ausleistungen werden von der Gemeinde nicht verzins t. 
 
 

 
 
 
 

§ 8 
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Fälligkeit 
 
(1)  Beiträge und Vorausleistungen werden durch Bescheid  festge-  

setzt und werden einen Monat nach Bekanntgabe des B eschei-
des fällig.  

 
(2)  Der Schmutzwasserbeitrag kann durch Vereinbarung vo r Ent- 

stehen der Beitragsschuld im Ganzen abgelöst werden . Der 
Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des vor aus-
sichtlich entstehenden Beitrages. 

 
 
 
 

§ 9 
Anzeige- und Auskunftspflichten  

 
(1)  Die Beitragspflichtigen haben der Gemeinde  alle für die  

Festsetzung von Beiträgen nach dieser Satzung erfor derli-
chen Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Bedi enstete 
oder Beauftragte der Gemeinde  das Grundstück betreten, um 
die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu über prüfen. 

 
(2)  Alle Umstände, die sich auf die Verpflichtung zur L eistung  

von Beiträgen nach dieser Satzung auswirken können,  sind 
der  Gemeinde  unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dies 
gilt insbesondere für den Wechsel der Rechtsverhält nisse an 
einem Grundstück. Mitteilungspflichtig sind der Ver äußerer 
und auch der Erwerber des Grundstückes oder Rechtes  an ei-
nem Grundstück oder Gebäude im Falle des § 6 Abs. 1  Satz 3 
dieser Satzung. 

 
 
 

§ 10 
In – Kraft - Treten  

 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen  Bekanntma-
chung in Kraft. 
 
 
 
 
Zarrendorf, 
 
 
 
 
Ulrike Graap         
Bürgermeisterin 


